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erhält eine novellierte Fassung des 

Pressekodex. Außerdem wurde die 

Beschwerde- und Geschäftsordnung 

überarbeitet. Wichtigste Neuerung: 

Der Presserat bringt mehr Trans-

parenz in die einzelnen Abläufe 

des Beschwerdeverfahrens. In die 

Überarbeitung der Publizistischen 

Grundsätze sind Erkenntnisse aus 

den Beschwerdeausschüssen, aktu-

elle Entwicklungen sowie externer 

Sachverstand eingeflossen. 

16. März 2007: Der Deutsche Pres-

serat begrüßt das „Cicero“-Urteil 

des Bundesverfassungsgerichts. 

Das Gericht stärkt die Pressefrei-

heit mit der Feststellung, dass 

die bloße Veröffentlichung eines 

Dienstgeheimnisses nicht ausreicht, 

Durchsuchungen in Redaktionen zu 

begründen.

Der novellierte Pressekodex 
wird dem Bundespräsi-
denten Horst Köhler in 
Berlin überreicht

Foto: Ausserhofer
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17. April 2007: Der Presserat und andere Medienverbände 

fordern das Bundeskabinett auf, den Gesetzesentwurf zur Te-

lekommunikationsüberwachung und zur Vorratsdatenspeiche-

rung nicht zu verabschieden. Er gefährdet die Pressefreiheit 

und höhlt den Informantenschutz aus. Journalisten können so 

ihren Informanten nicht mehr garantieren, dass sie geschützt 

sind. Der Presserat erhebt in den kommenden Monaten 

immer wieder seine Stimme und organisiert parallel zu den 

Beratungen im Bundestag ein öffentliches Hearing.  

19. März 2008: Der Presserat begrüßt mit anderen Medienver-

bänden den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 11. 

März 2008 zur Vorratsdatenspeicherung als einen „Etappen-

sieg für den Informantenschutz“. Das Bundesverfassungsge-

richt hatte an diesem Tag einzelne Bestandteile des Gesetzes 

zur Vorratsdatenspeicherung vorläufig gestoppt.

23. und 24. Oktober 2008: Das 10. Treffen europäischer Pres-

seräte, der Alliance of Independent Press Councils of Europe 

(AIPCE), findet in Berlin statt. Schwerpunkt des Treffens ist die 

Selbstregulierung journalistischer Inhalte im Internet.
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sowie des Deutschen Presserats 

treffen sich in Berlin zu einem Erfah-

rungsaustausch. Gemeinsames An-

liegen ist, diskriminierende Stereo-

type und Vorurteile in der medialen 

Thematisierung von Minderheiten 

zu vermeiden. Gleichwohl existieren 

unterschiedliche Auffassungen über 

die geeigneten Mittel, dieses Ziel 

im Rahmen der Pressefreiheit zu 

erreichen. 

19. Mai 2009: 79 Beschwerden 

zur Berichterstattung über den 

Amoklauf von Winnenden gehen 

beim Presserat ein. 47 Fälle werden 

in den Beschwerdeausschüssen 

behandelt. Zwei öffentliche und 

eine nicht-öffentliche Rüge werden 

ausgesprochen. Für besonders 

viel Kritik sorgt die ganzseitige 

Fotomontage einer Boulevardzei-

tung, die den Amoktäter  in einem 

27. November 2008: Gemeinsam 

mit ARD, ZDF, Verleger- und Journa-

listenverbänden positioniert sich der 

Presserat zum BKA-Gesetz („Gesetz 

zur Abwehr von Gefahren des in-

ternationalen Terrorismus durch das 

Bundeskriminalamt“). Der Presserat 

appelliert nachdrücklich an den 

Gesetzgeber, das Zeugnisverwei-

gerungsrecht für Berufsgeheim-

nisträger ohne Einschränkungen 

sicherzustellen. 

1. Januar 2009: Mit Beginn des 

neuen Jahres ist der Deutsche Pres-

serat auch für die Bearbeitung von 

Beschwerden über Telemedien mit 

journalistisch-redaktionellem Inhalt 

zuständig, die in der Verantwortung 

von Verlagen stehen. 

12. Januar 2009: Vertreter des Zen-

tralrats Deutscher Sinti und Roma 
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Kampfanzug in heroischer Pose zeigt. Auch eine 

Grafik, die die Situation in einem Klassenzimmer 

nachzeichnet, wird gerügt. Im September des 

gleichen Jahres diskutiert der Presserat ge-

meinsam mit Experten aus der Wissenschaft über 

die möglichen Folgen der Berichterstattungen 

über Amokläufe. 

10. Mai 2009: Der Presserat und andere Me-

dienverbände nehmen zum geplanten Gesetz 

zur Stärkung der Sicherheit in der Informati-

onstechnik des Bundes (IT-Sicherheitsgesetz) 

Stellung. Die Überwachungsbefugnisse seien 

zu weitgehend. Mindestens müsste der Schutz 

der beruflichen Kommunikation von Journalis-

tinnen und Journalisten gewährleistet sein. Der 

Informantenschutz dürfe auf diesem Weg nicht 

ausgehöhlt werden.

2006 - 2009
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2010
 
3. März 2010: Der Deutsche Pres-

serat begrüßt das Urteil des Bun-

desverfassungsgerichts, das die 

Gesetzgebung zur Vorratsdaten-

speicherung für verfassungswidrig 

erklärt. Das Plenum appelliert an 

den Gesetzgeber, bei einem neuen 

Gesetz unbedingt die schutzwür-

digen Interessen der Journalistinnen 

und Journalisten zu berücksich-

tigen. 

3. März 2010: Der Presserat ap-

pelliert an das Justizministerium, 

seinen Referentenentwurf zur Än-

derung der Strafprozessordnung zu 

überarbeiten. Der dort behandelte  

§ 160a muss umfassender als 

bislang Journalisten vor Ermittlungs-

maßnahmen schützen. Die Ple-

numsmitglieder unterstreichen das 

Anliegen der Medienverbände, die 

Journalisten in den Personenkreis 

der geschützten Berufsgeheimnis-

träger aufzunehmen.      

14. September 2010: Die Katas-

trophe bei der Loveparade in Duis-

burg, bei der 21 Menschen starben, 

beschäftigt den Presserat intensiv. 

Mehr als 240 Beschwerden liegen 

den Beschwerdeausschüssen über 

Berichterstattungen vor. Schwer-

punkt ist vor allem die Darstellung 

der Massenpanik in Fotostrecken 

und Videos sowie die Darstellung 

der Opfer in Fotos und Artikeln. Die 

Beschwerden werden zu 13 Sam-

melbeschwerden zusammengefasst. 

Die Bilanz: eine Rüge, fünf Miss-

billigungen und drei Hinweise, vier 

Beschwerden waren unbegründet.  

15. September 2010: Der Deut-

sche Presserat veranstaltet in Berlin 

eine Diskussionsrunde zum Thema 
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„Grenzen der Recherche im People-

Journalismus – Anforderungen an 

eine lautere Recherche“. Hinter-

grund sind die Vorwürfe in den Me-

dien über die Methodenwahl eines 

bekannten Magazins im Rahmen 

von Rechercheaktivitäten bei promi-

nenten Politikern. 

15. September 2010: Der Presserat 

erklärt sich auch für moderierte 

Online-Foren auf Verlagsseiten zu-

ständig, deren Inhalte vorab geprüft 

werden. Inhalte unmoderierter 

Foren werden vom Presserat nicht 

geprüft und bewertet, weil es sich 

dabei um Äußerungen handelt, die 

vor der Veröffentlichung nicht der 

redaktionellen Kontrolle unterliegen.

22. September 2010: Der Deut-

sche Presserat veröffentlicht seinen 

vierten Tätigkeitsbericht zum Re-

daktionsdatenschutz. Darin sind Be-

schwerden über Print- und Online-

Berichterstattungen dokumentiert.

11. Oktober 2010: Die Fälle des 

Presserats der vergangenen 25 

Jahre sind jetzt auch auf der Home-

page einsehbar. In einer Datenbank 

kann nach einzelnen Fällen oder 

Fallgruppen gesucht werden. 

31. Dezember 2010: Mit Blick auf 

die Beschwerden ist das Jahr 2010 

für den Presserat ein Rekordjahr. 

1661 Beschwerden werden von 

Lesern eingereicht, so viel, wie noch 

nie zuvor. Rund 200 Beschwerden 

richteten sich gegen ein Titelbild 

der Satire-Zeitschrift Titanic, mehr 

als 240 gegen die Berichterstattung 

über das Loveparade-Unglück. 
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2011
 
24. März 2011: Die Wikileaks-

Veröffentlichungen sind Thema 

beim Presserat. Der Spiegel hatte 

die Dokumente neben anderen 

Zeitungen exklusiv erhalten. Eine 

Beschwerde wegen einer Mono-

polstellung des Spiegels lehnt der 

Presserat ab. Das Angebot, die 

Unterlagen exklusiv zu erhalten, sei 

von Wikileaks gekommen, nicht 

vom Nachrichtenmagazin. Der Pres-

sekodex kann einem Informanten 

nicht vorschreiben, dass er sich 

an mehrere Redaktionen wenden 

muss. Entscheidend ist, dass nicht 

die Redaktion diejenige ist, die 

einem Informanten die Infos als 

Exklusivmeldung abkauft und damit 

ein Informationsmonopol anstrebt. 

28. März 2011: Der Presserat und 

andere Medienverbände fordern 

die Bundestagsfraktionen auf, das 

Gesetz zur Stärkung der Pressefrei-

heit endlich zu beschließen. Der 

Gesetzgeber müsse die freie Re-

cherchearbeit sichern. Bereits einige 

Monate zuvor hatte der Bundesrat 

entschieden, das Gesetz zur Stär-

kung der Pressefreiheit passieren 

zu lassen. Die Länderkammer 

schloss sich nicht den Bedenken 

ihres Rechtsausschusses an, der 

das geplante Gesetz als überflüssig 

erachtet hatte. Damit war der Weg 

frei für die Lesung des Gesetzent-

wurfs im Deutschen Bundestag. Das 

Gesetz zielt auf eine Entschärfung 

des Paragraphen 353b des Straf-

gesetzbuches ab. Damit soll ausge-

schlossen werden, dass Journalisten 

von Staatsanwaltschaften allein 

schon deshalb der Beihilfe zum Ge-

heimnisverrat beschuldigt werden 

können, weil sie ihnen zugespieltes 

Material veröffentlichen. 
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15. September 2011: Der  Bomben-

anschlag in Oslo und der Amoklauf 

in Utoya beschäftigen den Presserat. 

Der Presserat kritisiert zwei Veröf-

fentlichungen, in denen eine Viel-

zahl von Opfern mit Bild und vollem 

Namen dargestellt wird. Das Gre-

mium diskutiert bei der ethischen 

Bewertung intensiv die Frage, ob es 

nach einer derart außergewöhnli-

chen Tat gerechtfertigt ist, die Opfer 

zu zeigen. Der Presserat hat eine 

klare Position: Nur weil Menschen 

zufällig Opfer eines schrecklichen 

Verbrechens werden, rechtfertigt 

dies nicht automatisch eine identifi-

zierende Berichterstattung über ihre 

Person. 

8. Dezember 2011: 49 Be-

schwerden erhält  der Presserat zur 

Berichterstattung über den Tod des 

libyschen Diktators Gaddafi. Der Be-

schwerdeausschuss diskutiert über 

die Frage, ob ein getöteter Diktator 

in Fotos und Videos gezeigt werden 

darf und wenn ja, in welcher Form. 

Grundsätzlich ist der Presserat der 

Auffassung, dass der Tod von Dik-

tatoren auch in Bildern festgehalten 

werden darf. Eine Tabuisierung des 

Todes in den Medien sollte es nicht 

geben. Daher werden die meisten 

Bilder als Dokumente der Zeitge-

schichte eingeschätzt. Zwei Boule-

vardzeitungen zeigen den blutver-

schmierten  Toten jedoch gezoomt 

und vergrößert auf der Titelseite. 

Mit Blick auf den Jugendschutz 

gehen die Art der Darstellung und 

die Platzierung jedoch zu weit. Die 

Veröffentlichungen werden miss-

billigt.   
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2012
 
14. März 2012: Die Persönlichkeitsrechte bei der Berichterstat-

tung über Straftaten stehen im Blickpunkt einer Diskussions-

runde des Presserats. Gemeinsam mit Journalisten und Ju-

risten diskutiert das Plenum über eine Novellierung der Ziffer 

8. Eine Arbeitsgruppe wird beauftragt,  die bisherigen Regeln 

der Ziffer 8 zu überarbeiten. Ziel ist es, die Regeln für die 

Kriminalberichterstattung zu konkretisieren. Sie sollen besser 

anwendbar werden für Redaktionen. 

7. Juni 2012: 72 Beschwerden gegen eine Kolumne in der 

BILD/BILD Online weist der Beschwerdeausschuss zurück. 

Den Vorwurf der Diskriminierung oder Herabwürdigung von 

Homosexuellen sieht das Gremium nicht gegeben. Der Kom-

mentar stellte sich kritisch zu dem Gesetzesentwurf, homo-

sexuelle Lebenspartnerschaft mit der Ehe gleichzustellen. 

Die kritische und zugespitzte Positionierung, die als Mei-

nungsäußerung zu erkennen war, lässt erkennbar Raum für 

Interpretationen der Leser. Die Ansicht des Autors muss man 

nicht teilen, sie ist aber vom Recht auf freie Meinungsfreiheit 

gedeckt, urteilt der Beschwerdeausschuss. 

7. Juni 2012: Jubiläum auf der Sitzung des Ausschusses für 

den Redaktionsdatenschutz. 10 Jahre gibt es den Ausschuss 
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bereits, 136 Fälle wurden seitdem 

behandelt. Die zunehmende Anzahl 

an Fällen zeigt die Bedeutung des 

Ausschusses und die Sensibilität der 

Bevölkerung für den Schutz ihrer 

persönlichen Daten im Internetzeit-

alter. Insgesamt sprach das Gre-

mium seit 2002 sieben Rügen aus.

27. September 2012: Die Zeitschrift 

Titanic erhält eine Rüge des Pres-

serats wegen ihrer Titelseite. Das 

Satiremagazin hatte den Papst mit 

gelb befleckter Soutane gezeigt. Die 

Überschrift: „Halleluja im Vatikan – 

die undichte Stelle ist gefunden“. 

Diese Darstellung ist entwürdigend 

und ehrverletzend, stellt der Pres-

serat fest. 182 Leser hatten Be-

schwerde eingereicht. 

18. September 2012: Soziale Netz-

werke sind Thema beim Presserat. 

Auf seiner Jahrespressekonferenz in 

Berlin appelliert Sprecherin Ursula 

Ernst, mit Inhalten aus Facebook 

und Co. sorgsam umzugehen. 

Grundsätzlich gehört Recherche 

zum legitimen journalistischen 

Handwerkszeug. Aber nicht alles, 

was verfügbar sei, dürfe auch 

ohne Einschränkung veröffentlicht 

werden. Journalisten müssten zwi-

schen dem Recht der Öffentlichkeit 

auf Information und dem Recht der 

Person auf Schutz des Privatlebens 

sorgfältig abwägen. Hintergrund ist 

die Zunahme von Beschwerden, in 

denen Leser die Veröffentlichung 

von Fotos und Informationen aus 

sozialen Netzwerken kritisieren.  
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2013
 
13. März 2013: Der Presserat hat 

seine Regeln zum Schutz der Per-

sönlichkeit überarbeitet (Ziffer 8). 

Insbesondere die ethischen Regeln 

für die Straftäter- und Opferbe-

richterstattung wurden novelliert. 

Die neue Fassung beschließt das 

Plenum am 13. März 2013. Neu ist, 

dass es jetzt eine getrennte Richt-

linie zur Opferberichterstattung und 

eine eigene Richtlinie zur Krimi-

nalberichterstattung gibt, die sich 

speziell mit den Tätern und Tatver-

dächtigen beschäftigt. 

14. März 2013: Die diversen Durch-

suchungs- und Beschlagnahme-

aktionen in Redaktionen und bei 

einzelnen Journalisten veranlassen 

den Presserat, auf den Quellen- und 

Informantenschutz hinzuweisen. 

Außerdem auf den Grundsatz un-

abhängiger Berichterstattung. Die 
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Aktionen zeigen nach Ansicht des 

Presserats die Schwäche des Presse-

freiheitsgesetzes von 2012. Das Ge-

setz weist noch Lücken im Schutz 

gegen Ermittlungsmaßnahmen auf. 

14. März 2013: Der Presserat setzt 

sich kritisch mit den Empfehlungen 

einer von der EU-Kommission 

eingesetzten Beratergruppe ausein-

ander, die Vorschläge zur Sicherung 

der Presse- und Medienfreiheit 

erarbeitet hat. Er hält den Überle-

gungen für eine Co-Regulierung das 

funktionierende System der Freiwil-

ligen Selbstkontrolle entgegen, wie 

es in Deutschland seit Jahrzehnten 

praktiziert wird. Eine Überwachung 

auf Initiative des Staates – auch auf 

europäischer Ebene – reduziert die 

Medienfreiheit nach Auffassung des 

Presserates. 

18. April 2013: „Zimperlieschen? 

Wie deutsche Journalisten mit Kritik 

umgehen“ – unter diesem Titel ver-

anstaltet der Presserat gemeinsam 

mit dem Erich-Brost-Institut für 

internationalen Journalismus der TU 

Dortmund in Berlin eine Podiums-

diskussion. Vor dem Hintergrund 

des Leveson-Reports in Großbri-

tannien und den Empfehlungen 

der EU High-Level Group on Media 

Freedom and Pluralism geht es um 

die Frage, wie gut unser System der 

Medienselbstkontrolle im europäi-

schen Vergleich funktioniert.

6. Juni 2013: Ein Kommentar der 

taz zum neu gewählten Papst wird 

gerügt. 50 Beschwerden gehen 

beim Presserat ein. Der Kommentar 

erscheint online unter der Über-

schrift „Alter Sack der Xte“, in der 

Printausgabe unter der Überschrift 
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„Junta-Kumpel löst Hitlerjunge ab“. 

Der Inhalt des Kommentars sowie 

die Online-Überschrift werden nicht 

beanstandet. Die Print-Überschrift 

wird vom Beschwerdeausschuss ge-

rügt. Hier wird eine nicht bewiesene 

Tatsachenbehauptung aufgestellt. 

Die Erkenntnisse über die Nähe des 

Papstes zur argentinischen Militär-

dikatur reichen nicht aus, um sie in 

der Überschrift so zuzuspitzen. Den 

Vorwurf der Religionsschmähung 

sieht der Presserat nicht gegeben.

6. Juni 2013: Der Presserat nimmt 

einen aktuellen Fall zum Anlass, um 

an die Pflichten des Berufsgeheim-

nisses (Ziffer 5) zu erinnern. Das 

bedeutet im Einzelfall, dass Journa-

listen vollständigen Gebrauch von 

ihrem Zeugnisverweigerungsrecht 

machen, um einen Informanten zu 

schützen. Dies schließt insbeson-

dere den Informantenschutz bei 

zeugenschaftlichen Vernehmungen 

im Rahmen von Ermittlungsver-

fahren ein. 

13. September 2013:  Fünf Rügen 

erteilt der Presserat der Regen-

bogenpresse. Fünf Publikationen 

waren bei Promi-Berichterstat-

tungen zu weit gegangen und 

hatten mit wilden Spekulationen 

und Gerüchten gegen das Wahr-

heitsgebot sowie die Sorgfaltspflicht 

verstoßen. 
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